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6/2000 Dezember

CO2-GESETZ

CCh-Abgabe - nach dem 24. September
wohl unausweichlich?
In der Volksabstimmung vom 24. September wurden die drei Energievorlagen abgelehnt.
Deren Gegner hatten immer wieder betont, das C02-Gesetz geniige durchaus, um die Ziele von

Kyoto zu erreichen und eine wirkungsvolle Klimapolitik zu betreiben. Gemäss den zehnjährigen

Erfahrungen mit Energie 2000 und den neuesten Energieperspektiven des BFE ist die
Einführung einer C02-Abgabe ab dem Jahr 2004 unerlässlich, da sich auf freiwilliger Basis allein
die gesetzlich verankerten C02-Reduktionsziele nicht erreichen lassen

Der Klimaschutz gehört zu den

wichtigsten Aufgaben der Um-

weltpolitik Es gilt, die vor allem

durch den Verbrauch fossiler

Energieträger verursachte Klima-

erwarmung und deren gefahrlichen

Folgen einzudämmen Ziel

des CCh-Gesetzes ist die Reduktion

der energiebedingten
Emissionen von Kohlendioxid (CO2)

Der Bundesrat hat das ^-Gesetz

auf den 1 Mai 2000 in Kraft

gesetzt Es schreibt vor, dass die

Schweiz ihren CCh-Ausstoss bis

im Jahr 2010 auf 10 Prozent unter

das Niveau von 1990 senken

muss Die Emissionen aus

Brennstoffen sollen um 15 Prozent und

jene aus Treibstoffen um 8

Prozent vermindert werden Das CO2-

Gesetz ist die nationale

Umsetzung der im Rahmen der UNO-

Klimakonvention eingegangenen

Verpflichtung zur Begrenzung

der Treibhausgasemissionen

Das CC>2-Gesetz ist der Beitrag
der Schweiz zur Eindämmung des

vom Menschen verursachten Treib-

hauseffektes Ein Ruckgang des

Energieverbrauchs vermindert

die Gefahr einer globalen Klima-

erwarmung und verbessert gleichzeitig

die lokale Umweltqualltat
Werden weniger fossile Energie-

trager verbrannt, entstehen auch

weniger Luftschadstoffe
Insbesondere die fur den Sommersmog

verantwortlichen Stickoxide

werden reduziert Deshalb tragt
das C02-Gesetz ebenfalls zum

Erreichen der bundesratlichen Luft-

reinhalteziele bei, wie sie im Luft-

reinhalte-Konzept vom 10

September 1986 festgelegt wurden

Daraus zieht unser Land einen
unmittelbaren Nutzen

Die Ziele des C02-Gesetzes sollen

durch energie-, Verkehrs-,

umweit- und finanzpolitische
Massnahmen erreicht werden Folgen-

samten C02-Emissionen 1990 - 1998

Die Inventarzahlen fur den Zeitraum 1990-1998 zeigen, dass der C02-Ausstoss

der Schweiz bis 1994 gesunken, dann aber wieder gestiegen ist Eine dauerhafte

Reduktion der C02-Emissionen unter das Niveau von 1990 wird nur mit zusatzlichen

Massnahmen zu erreichen sein

de Massnahmen reduzieren den

CCh-Ausstoss

• Freiwillige Massnahmen
Wirtschaft und Private leisten

aus eigener Initiative einen

Beitrag Im Rahmen von Energie-

Schweiz, dem Nachfolgeprogramm

von Energie 2000, wird

das Bundesamt fur Energie vor

allem mit den Grossverbrauchern

Vereinbarungen zur Begrenzung

des Energieverbrauchs und der

C02-Emissionen abschlössen

Wichtiger Partner dafür ist die

Energieagentur der Wirtschaft

Erste Vereinbarungen sind in

Vorbereitung

• Bereits beschlossene

Massnahmen des Bundes

Dazu gehören die leistungsab-

hangige Schwerverkehrsabgabe,

die ab 1 Januar 2001 erhoben

wird, und das Energiegesetz, das

seitdem 1 Januar 1999 in Kraft

ist Dieses erlaubt die Forderung

neuer Technologien und

Vorschriften über den Energieverbrauch

von Anlagen, Geraten

und Motorfahrzeugen Fur

Vorschriften im Gebaudebereich sind

die Kantone zustandig

• Subsidiäre C02-Abgabe
Mit dem C02-Gesetz wird der

Bundesrat verpflichtet, frühestens

ab dem Jahre 2004 eine

CÜ2-Abgabe auf fossilen Brenn-

und Treibstoffen einzuführen,
falls die Reduktionsziele mit den

freiwilligen und bereits beschlossenen

Massnahmen nicht
erreicht werden können Dazu wird

die Entwicklung der C02-Emissio-

nen regelmassig erfasst und

beurteilt Die Hohe der Abgabe
richtet sich nach der Grosse der

Ziellucken Die Abgabenhohe
kann zwischen Brenn- und

Treibstoffen differenziert werden Der

maximale Abgabesatz wurde im

Gesetz auf 210 Franken pro Tonne

CO2 festgesetzt Bei Benzin

und Heizöl wurde dies einer

Preiserhöhung von höchstens 50 Rappen

je Liter entsprechen Die

Hohe des Satzes muss vom Parlament

genehmigt werden

Höchstabgabesätze pro Handelseinheit

Preis 1995/1996 Abgabesatz pro Preiserhöhung
Handelseinheit in Prozent

Heizöl EL Fr 30/100kg Fr 8 5/100kg + 31%

Gas Haushalte Rp 5 5/kWh Rp 0 6/kWh + 11%

Industriegas Rp 2/kWh Rp 0 6/kWh + 30%

Kohle Fr 7/100kg Fr 7 9/100kg + 113%

Benzin Fr 1 12/Liter Fr 0 50/Liter + 45%

Diesel Fr 1 18/Liter Fr 0 50/Liter + 42%

Art 7 des C02-Cesetzes legt den Hochstabgabesatz fest Er betragt 210 Franken

pro Tonne CO2 Uber die effektive Hohe der Abgabe und die allenfalls notwendige

Differenzierung nach Brenn- und Treibstoffen entscheidet das Parlament nach

Massgabe der absehbaren Ziellucke Die Wirksamkeit anderer Massnahmen ent

scheidet also nicht nur darüber, ob die Abgabe überhaupt eingeführt werden

muss, sondern beemflusst im Falle ihrer Einfuhrung auch die Abgabenhohe
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Internationaler Vergleich der pro Kopf C02-Emissionen im Jahr 1990

Staat/Staatengruppe C02-Emissionen
in Tonnen pro Kopf

USA 20 0

Russland 12 8

Deutschland 12 5

Japan 8 6

Frankreich 68
Schweiz 6.5

China 2 2

Indien 0 7

OECD 12.2

EU 9.1

Welt 4.2

Die Schweiz im internationalen Vergleich Deutschland, Osterreich und Danemark

beabsichtigen, ihre C02-Emissionen bis zum Jahr 2005 gegenüber 1990

um 20% zu reduzieren Grossbritannien und Belgien streben bis zum Jahr 2010

gegenüber 1990 eine Reduktion von 5-10% bzw 10-20% an Die Niederlande

sehen eine jährliche Absenkung der Emissionen von 1-2% im Durchschnitt vor

CÜ2-und Energieabgaben sind in Danemark, Norwegen, Schweden und den

Niederlanden bereits in Kraft Seit 1990 haben ihren C02-Ausstoss gesenkt Osterreich

um 1,3%, Deutschland um 21 %, Grossbritannien um 12,5%, Belgien um

7,5% und die Niederlande um 6%

Die Einnahmen aus der CCh-Ab-

gabe werden vollumfanglich an

die Bevölkerung und die

Unternehmen zuruckfliessen Beide

Bezugsgruppen erhalten dabei

insgesamt je so viel zurück, wie

sie an Abgaben aufbringen Der

Anteil fur die Bevölkerung wird

in Form von fixen Pro-Kopf-Betra-

gen zuruckverteilt, der Anteil der

Wirtschaft nach Massgabe der

AHV-Lohnsumme, was den Pro-

duktionsfaktor Arbeit entlastet

Mit der Möglichkeit, sich von der

Abgabe zu befreien, lassen sich

negative Auswirkungen auf die

internationale Wettbewerbsfähigkeit

der Schweizer Unternehmen

vermeiden Diese Befreiung ist

an eine vertraglich zugesicherte

CÜ2-Begrenzung gekoppelt
Mitmachen können beispielsweise

grosse Unternehmen,

Verbrauchergruppen und energieintensive

Betriebe, sofern sie durch die CO2-

Abgabe stark belastet wurden

Das C02-Cesetz setzt auf
marktwirtschaftliche Instrumente
sowie - mit freiwilligen Massnahmen

- auf die Kooperationsbereitschaft

und die Eigenverantwortung

der Verbraucher von
fossilen Brenn- und Treibstoffen

Das darf nicht darüber
hinwegtauschen, dass der Bundesrat ab

2004 die C02-Abgabe zwingend
einfuhren muss, wenn die übrigen

Massnahmen nicht zur

festgesetzten Reduzierung ausreichen.

Sowohl die Erfahrungen mit

Energie 2000 wie die neusten

Energieperspektiven zeigen, dass

das C02-Ziel aufgrund der Status

quo-Politik nicht erreicht werden

kann Zwischen 1990 und 2000
hat der Verbrauch von fossilen

Energien um 9% zugenommen.
Dies trotz der Einsparung von

Energie 2000 von rund 4,5%
dank freiwilliger und gesetzlicher

Massnahmen

Von Freiwilligkeit reden und freiwillig handeln ist nicht
das Gleiche. Gefordert sind alle. Eine grosse Verantwortung

liegt auch bei EnergieSchweiz, dem neuen
"Umsetzungsprogramm" unserer Energiepolitik. Positive
Erwartungen richten sich auch an all die Persönlichkeiten aus
Politik und Wirtschaft, die in ihren Kommentaren während
des Abstimmungskampfes voll und ganz auf das CO2-

Gesetz setzten:

"Was in der Schweiz Not tut, ist,

den von der bewahrten Energiepo-

litik vorgezeichneten Pfad ohne

uberrissene Neuerungsversuche

engagiert weiterzuverfolgen und das

rechtskraftige C02-Cesetz zielstrebig

anzuwenden"

Michael Kohn, NZZ, 14 700

"Sollte das Reduktionsziel nicht

erreicht werden, so muss der Bundesrat

eine Lenkungsabgabe einfuhren

Das Parlament bestimmt dann

die Hohe Mit diesem C02-Cesetz

haben wir ein griffiges Gesetz, das

klar messbare Umweltziele setzt

Das C02-Gesetz markiert einen

weiteren wichtigen Schritt in der

Umwelt- und Energiepolitik in der

Schweiz"

NR Kathi Bangerter, BaZ, 29 700

"Mit dem C02-Gesetz, das seit

Anfang Mai in Kraft ist, ist der Umwelt

weit besser und effektiver gedient,

weil es im Gegensatz zu den drei

Steuervorlagen ein klares Umwelt-

ziel hat und die Ertrage den privaten

Haushalten und der Wirtschaft

zurückerstattet werden"

NR Paul Kurrus, BaZ, 17800

"Wenn wir im Jahr 2003 sehen,

dass das Ziel mit freiwilligen
Bemühungen nicht erreicht wird,

dann werden zusätzliche Massnahmen

ergriffen werden müssen -
primär im technologischen Bereich,

subsidiär mit einer CC>2-Abgabe

Ich werde dann Ja sagen, wobei

natürlich nicht gleich der Maximal-

satz festgelegt werden darf"
NR Gerold Buhrer, TA, 6900

"Der Schutz der Umwelt und unseres

Klimas sind auch der Wirtschaft

ein Anliegen Deshalb setzt sich die

Wirtschaft fur die Umsetzung des

C02-Gesetzes ein Es bestraft

diejenigen, welche die Umwelt belasten,

und entlastet diejenigen, welche

zur Umwelt Sorge tragen"
Komitee gegen neue und ungerechte

Steuern 3x Nein zu neuen Steuern

aufEnergie, 15 00

"Wir haben ein C02-Gesetz, das den

Zielen naher kommt und effizienter

ist Die Schadstoffbelastung steht

fur mich im Zentrum Die

Wirtschaft hat kein Referendum gegen
das C02-Gesetz ergriffen, sie steht

dahinter Ich bin uberzeugt, dass

die Mehrheit der Wirtschaft bereit

ist, die zur Reduktion der

Luftschadstoffe notigen Abgaben zu

bezahlen"

NR Erich Muller, Sudostschweiz,

15900

"A ce Systeme je prgfbre celui du

GO2, qui laisse aux gens le temps
de rdduire les Emissions nocives

sans leur taper tout de suite dessus

avec des taxes Je n'admets pas

qu'on dise aujourd'hui dejä que cet

objectif ne pourra pas etre atteint

par de mesures volontaires"

Chantal Balet, Le Temps, 18 9 00

"Das C02-Gesetz verbessert den

Zustand unserer Umwelt viel nachhaltiger

als neue Energiesteuern Es

verteuert die tatsächliche

Verschmutzung der Umwelt und nicht
bloss den Verbrauch von Energie"

NR Rolf Hegetschweiler, Schweiz

Hauseigentümer, 15900
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